
Informationen für Lehrbeauftragte zur Übergangsregelung nach § 127 SGB IV  

Sind Sie an der Otto-Friedrich-Universität als Lehrbeaufragte/r tätig, so geschieht dies nach dem 
Gesetz grundsätzlich selbstständig und nicht in Form einer abhängigen Beschäftigung (Art. 83 Abs. 
1, Abs. 3 BayHIG). Bei Tätigkeiten, die die Hochschule durch nichtselbständiges Personal zu 
bewältigen haben, dürfen Sie deswegen nicht eingesetzt werden (Lehrauftrags- und 
Lehrvergütungsvorschriften für die staatlichen Hochschulen, Abschnitt 2.1.4).  

Unabhängig davon ist es in den vergangenen Jahren zu rechtlichen Auseinandersetzungen über 
den Status von Personen in unterschiedlichen Bereichen des Bildungssystems gekommen. Dies 
betraft beispielsweise Lehrer und Lehrerinnen an Musikschulen und Dozenten bzw. Dozentinnen 
an Volkshochschulen. Die Gerichte und Sozialversicherungsträger haben hier zum Teil in Abkehr 
von früheren Betrachtungsweisen angenommen, dass die ausgeübten Tätigkeiten den Charakter 
einer abhängigen Beschäftigung und nicht den einer selbstständigen Auftragserfüllung aufwiesen.  

Ob und in welcher Form sich dies in der Zukunft auch auf die Beurteilung der Tätigkeit von 
Lehrbeauftragten an Hochschulen und Universitäten auswirkt, ist derzeit noch unklar. Das 
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst setzt sich auf Bundesebene derzeit für eine 
dauerhafte rechtssichere Lösung im Sinne sowohl der Hochschulen als auch der Lehrbeauftragten 
ein.  

Aufgrund der derzeit im Bildungsbereich bestehenden Unsicherheiten hat der Gesetzgeber eine 
Übergangsregelung für Lehrtätigkeiten im Sozialgesetzbuch (SGB), Viertes Buch (IV) erlassen. 
Diese Übergangsregelung ermöglicht es, Personen, die Lehrtätigkeiten ausüben (und damit auch 
Lehrbeauftragte an Hochschulen) mit ihrer Zustimmung bis zum 31. Dezember 2027 zunächst 
weiterhin sozialversicherungsfrei zu beschäftigen, auch wenn ihre Tätigkeit im Nachhinein als 
sozialversicherungspflichtig eingestuft werden würde.  

Die Universitätsleitung hat entschieden, vorsorglich von allen Personen, die ab sofort einen 
Lehrauftrag erhalten, eine entsprechende Zustimmungserklärung einzuholen. Es handelt sich um 
eine vorsorgliche Maßnahme, wobei derzeit weiter davon ausgegangen wird, dass es in den 
allermeisten Fällen entsprechend der landesgesetzlichen Vorgaben und der jahrzehntelangen 
gelebten Praxis bei dem bisherigen Modell der selbständigen Erbringung der Lehrtätigkeit bleiben 
wird.  

Voraussetzungen für die Geltung der Übergangsregelung 

• Bei Vertragsabschluss wurde/wird von einer selbstständigen Tätigkeit ausgegangen. 

• Die Lehrperson stimmt der Befreiung von der Sozialversicherungspflicht ausdrücklich zu. 

• Die Zustimmung muss für jeden einzelnen Lehrauftrag erfolgen (keine pauschale 
Zustimmung). 

Folgen der Zustimmung 

• Lehrbeauftragte gelten in jedem Fall bis Ende 2027 als selbstständig im Sinne des SGB VI 
und Rechtsstreitigkeiten zu Lasten aller Beteiligten werden vermieden. 

Auch in Ihrem eigenen Interesse an einer rechtssicheren Lösung bitten wir Sie, die 
Zustimmungserklärung zu erteilen. Es wird um Verständnis dafür gebeten, dass die Universität 
sich vorbehält, bei fehlender Zustimmung den Lehrauftrag nicht zu erteilen. 



Bitte beachten Sie: Auch mit selbständiger Ausübung der Lehrtätigkeit kann je nach Einzelfall 
eine Rentenversicherungspflicht einhergehen. Bei Fragen hierzu bitten wir Sie, die 
Beratungsmöglichkeiten der Deutschen Rentenversicherung in Anspruch zu nehmen.  


